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Situation in den Herkunftsla ndern          
- Iran 

„Übereinstimmende Berichte unterschiedlicher Quellen berichten, dass im Iran 

religiöse Minderheiten (wie z.B. Sunniten, Christen, Bahai, Zarathustrier und Juden) 

an der ungestörten Ausübung ihrer Religionen gehindert werden.21 So zerstörte die 

iranische Regierung unlängst sunnitische Moscheen und Literatur im Osten des 

Irans; Christen wurden aufgrund ihrer Religion staatlich verfolgt und zum Teil 

gefangen genommen; die jüdische Gemeinde sieht sich antisemitischer Propaganda 

und Diskriminierungen ausgesetzt.22 Im Jahr 2013 erfasste der UNHCR rund 75.000 

Flüchtlinge iranischer Herkunft“ (Deutscher Bundestag, 2016).  

„Es wird grundsätzlich empfohlen, die Entwicklung der Lage in den Medien zu 

verfolgen und Kundgebungen, Menschenansammlungen oder Demonstrationen 

weiträumig zu meiden. Insbesondere sollten Film- oder Tonaufnahmen von 

Demonstrationen, ihres Umfeldes oder von Polizisten/ Sicherheitskräften und 

öffentlichen Gebäuden unter allen Umständen vermieden werden, da dies als 

Spionagetätigkeit gewertet werden kann. Der Gebrauch verschiedener 

Kommunikationsmedien ist regelmäßig nur eingeschränkt möglich. Sowohl 

Festnetzleitungen als auch Mobiltelefone sind häufig nicht erreichbar, auch 

Telefonverbindungen in ausländische Netze kommen nicht immer zustande. 

Zahlreiche Internetseiten und Kommunikationsapplikationen sind nicht oder nur 

eingeschränkt zugänglich, wie zum Beispiel Skype, Facebook oder verschiedene 

Email-Anbieter. Fotografieren und Filmen (auch mit Mobiltelefon) sollte insgesamt 

restriktiv und mit der gebotenen Sensibilität gehandhabt werden. Es sind Fälle 

bekannt geworden, in denen Touristen Kameras abgenommen und sie 

vorübergehend festgenommen wurden, da sie verdächtigt wurden, öffentliche 

Gebäude oder Demonstrationen fotografiert zu haben. Ebenfalls abzusehen ist vom 

Versenden von Fotos oder Reiseberichten, die in irgendeiner Weise Bezug zu 

aktuellen politischen Entwicklungen haben. Gleiches gilt für SMS und Telefonate. Die 

entsprechende Kommunikation wird überwacht und es sind Fälle bekannt, bei denen 

ausländische Staatsangehörige aufgrund derartiger Kommunikation mit ihrem 

Heimatland  angeklagt und verurteilt worden sind. Die Kommunikation im Inland und 

mit dem Ausland ist phasenweise sehr schwierig und nicht immer möglich. […] In 

Iran kommt es, meistens in Minderheitenregionen, unregelmäßig zu 

Zwischenfällen mit terroristischem Hintergrund. Seit den Pariser Anschlägen vom  
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November 2015 haben iranische Behörden die allgemeinen 

Sicherheitsmaßnahmen im Grenzbereich zu Irak und zu Pakistan, aber auch in 

der Hauptstadt Teheran, erhöht. Am 7. Juni 2017 ist es nichtsdestotrotz in 

Teheran zu Anschlägen auf das Parlamentsgebäude und auf das Mausoleum von 

Ayatollah Khomeini gekommen, die Todesopfer und Verletzte forderten. […] In 

der Provinz Sistan-Belutschistan (Südosten, Grenze zu Pakistan/Afghanistan) 

kommt es regelmäßig zu Konflikten zwischen iranischen Sicherheitskräften und 

bewaffneten Gruppierungen. Die Bewegungsfreiheit ist eingeschränkt und es gibt 

vermehrte Sicherheits- und Personenkontrollen. In der Provinz Kurdistan und der 

ebenfalls von Kurden bewohnten Provinz West-Aserbaidschan gibt es wiederholt 

Anschläge gegen Sicherheitskräfte, lokale Repräsentanten der Justiz und des 

Klerus. In diesem Zusammenhang haben Sicherheitskräfte ihr Vorgehen gegen 

kurdische Separatistengruppen und Kontrollen mit Checkpoints noch einmal 

verstärkt. Seit März 2011 gab es in der Region wieder verstärkt bewaffnete 

Zusammenstöße zwischen iranischen Sicherheitskräften und kurdischen 

Separatistenorganisationen wie PJAK und DPIK, mit Todesopfern auf beiden 

Seiten. Insbesondere die Grenzregionen zum Irak und die Region um die Stadt 

Sardasht waren betroffen. Trotz eines im September 2011 vereinbarten 

Waffenstillstandes kam es im Jahr 2015 und verstärkt im Sommer 2016 zu 

gewaltsamen Konflikten. In bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen 

iranischen Sicherheitskräften und Angehörigen der DPIK am 6. und 7. September 

2016 nahe der Stadt Sardasht wurden zehn Personen und drei 

Revolutionsgardisten getötet. Seit Juni 2016 kam es in der Region zu mehreren 

derartigen Vorfällen. Bereits 2015 hatte es nahe der Stadt Khoy, im iranisch-

türkischen Grenzgebiet (Provinz West-Aserbaidschan), Zusammenstöße mit 

mehreren Todesopfern gegeben.  
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